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Wir müssen jedoch den Gleichklang unserer Arbeit mit 
dem Entwicklungsprozeß unserer Gesellschaft her- 
stellen. Das erfordert die allseitige Aufdeckung der 
Widersprüche, Ursachen und Bedingungen, die zu der 
Rechtsverletzung geführt haben. Nur über diesen kom­
plizierten Prozeß können wir die richtigen Schlußfolge­
rungen hinsichtlich der Tatbestandsmäßigkeit ziehen 
und eine richtige Entscheidung treffen.
Das Oberste Gericht und auch die Bezirksgerichte 
haben die besondere Verantwortung, in dieser Hinsicht 
durch Rechtsmittel- oder Kassationsentscheidungen eine 
klare und konkrete Anleitung zu geben. Es gibt jedoch 
einige Fälle, wo das Rechtsmittelgericht (bzw. Kassa­
tionsgericht) dem erstinstanzlichen Gericht in dem die 
Sache zurückverweisenden Urteil durch detaillierte 
Weisungen die Arbeit und vor allem jegliches eigen­
verantwortliche Denken abgenommen hat. Dafür fol­
gendes Beispiel:
Fünf junge Burschen hatten an zwei jungen Mädchen 
teils Notzucht, teils versuchte Notzucht, teils in Tat­
einheit mit gewaltsamer Unzucht, teils gewaltsame 
Unzucht verübt. Der Sachverhalt war recht kompliziert, 
weil die fünf zu einem großen Teil gemeinschaftlich, 
zum Teil aber auch nur zu dritt gehandelt hatten. Das 
Kreisgericht Zittau hatte nur sehr pauschale und ober­
flächliche Feststellungen getroffen, fast alle für alles 
verantwortlich gemacht und keine Grundlage geschaf­
fen, um jedem nach dem Umfang seiner Beteiligung 
und dem Maß seiner Schuld seine Strafe zumessen zu 
können.
Statt das Kreisgericht auf diese Mängel hinzuweisen, 
um eine sorgfältige Aufklärung des Sachverhalts und 
eine überzeugende Auseinandersetzung mit den wider­
sprüchlichen Aussagen der fünf Angeklagten zu er­
langen, legt der das kreisgerichtliche Urteil kassierende 
Strafsenat des Obersten Gerichts auf 8V2 Schreib­
maschinenseiten dar, was alles bei jedem Angeklagten 
im einzelnen festgestellt und aufgeklärt werden müsse. 
Er legt genau fest, wie die Beweisaufnahme zu ver­
laufen hat, und begründet bei jedem Angeklagten aus­
führlich, inwieweit bei ihm nicht festgestellt wurde, 
wann, wo, wie, bei welcher Gelegenheit und in welcher 
Situation er das eine oder andere Mädchen angefaßt, 
festgehalten, betastet oder genotzüchtigt hat.
Der Senat hat sich eine ungeheure Arbeit mit der 
Sache gemacht, und das Kreisgericht kann natürlich 
genau erkennen, was alles an Mängeln in seinem Urteil 
enthalten ist; es wird aber nicht zu eigenverantwort­
lichem Denken erzogen. Das Denken hat ihm der Senat 
in vollem Umfange abgenommen. Der Senat des Ober­
sten Gerichts hat Kreisgerichtsarbeit gemacht und 
damit seine Anleitungsfunktion nicht erfüllt, obwohl er 
es besonders gut machen wollte. Anleiten heißt jedoch, 
dem Kreisgericht helfen, durch eigenes Denken und 
Handeln zu richtiger Entscheidung zu kommen.
Durch die geschilderte Art und Weise der Behandlung 
der Sache ist noch ein weiterer Mangel entstanden: 
Der Lebensvorgang ist derart in seine Einzelheiten 
aufgespalten worden, daß das Gesamtgeschehen und 
die dadurch hervorgerufene große Gefahr für die sitt­
lich-moralisch einwandfreie Entwicklung unserer jun­
gen Menschen nicht mehr überzeugend hervortritt. Das 
wäre aber dringend erforderlich gewesen, denn das 
Kreisgericht Zittau hatte die Gesellschaftsgefährlichkeit 
der Notzuchtverbrechen völlig unterschätzt und ge­
gen alle Angeklagten bedingte Verurteilungen aus­
gesprochen3.
Solche Mängel schleichen sich leicht in Rechtsmittel­
oder Kassationsentscheidungen ein. Ich habe sie er- 5

5 Das Urteil des Obersten Gerichts ist in NJ 1963 S. 153 ff. ver­
öffentlicht. Auf die Wiedergabe der hier kritisierten Einzel­
heiten ist dort verzichtet worden.

wähnt, weil sie einer wirksamen, erfolgreichen 
Anleitung der Instanzgerichte, so wie sie der Erlaß des. 
Staatsrates und das Programm der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands verlangen, hemmend im Wege 
stehen und weil auch die Bezirksgerichte auf solche 
Erscheinungen achten müssen.

Einige Schlußfolgerungen
1. Die Grundlage für die richtige Durchführung des 
gerichtlichen Verfahrens bilden die allseitige Erfor­
schung der Umstände, d. h. die umfassende Aufklärung 
der Ursachen und Bedingungen der Straftat, die all­
seitige Erforschung der Persönlichkeit des Täters, die 
genaue Beachtung des gesetzlichen Tatbestandes. Dabei 
ist streng darauf zu achten, daß all diese Erfordernisse 
eine organische Einheit darstellen, nicht voneinander 
getrennt werden dürfen, sondern in der gerichtlichen 
Entscheidung zu einem einheitlichen, überzeugenden 
Ganzen verschmolzen werden müssen, ohne wichtige 
Einzelheiten wegzulassen. Alle in den vorhergehenden 
Beispielen dargestellten Mängel beruhen auf einer Ver­
letzung dieser Grundvoraussetzungen.
Von diesen Voraussetzungen muß auch der Staats­
anwalt im Ermittlungsverfahren ausgehen. Die Gerichte 
müssen deshalb im Eröffnungsverfahren sehr genau 
prüfen, ob die Anklage den Anforderungen für die 
richtige Durchführung des gerichtlichen Verfahrens ent­
spricht und das Hauptverfahren eröffnet werden kann 
oder ob die Akten in das Ermittlungsverfahren zurück­
zugeben sind.
Hier darf es keine Inkonsequenzen oder Kompromisse 
geben, denn es geht um Schuld oder Nichtschuld, um 
Bestrafung oder Freispruch eines Bürgers, es geht um 
einen wirksamen Kampf gegen die Kriminalität.
2. Die genaue Beachtung der eben genannten Grund­
lagen für das Gerichtsverfahren ermöglicht auch eine 
richtige Differenzierung im Rahmen der Straf- und Er­
ziehungsmaßnahmen des sozialistischen Rechts. Erst die 
allseitige Erforschung der Straftat und ihrer gesell­
schaftlichen Zusammenhänge versetzt den Richter in 
die Lage, eine gerechte Entscheidung zu fällen. Nur 
dann kann er entscheiden, ob und in welcher Höhe 
eine Freiheitsstrafe erforderlich ist, ob eine Strafe ohne 
Freiheitsentzug und welcher Art und Dauer ausreichend 
erscheint oder ob eine Übergabe der Sache an die Kon­
fliktkommission der sozialistischen Gesetzlichkeit und 
Gerechtigkeit entspricht. Auch über die Notwendigkeit 
und den Inhalt einer Gerichtskritik kann erst nach 
vollständiger Aufklärung der Sache entschieden werden.
3. In völlig unzureichender Weise wird in der gericht­
lichen Praxis die Notwendigkeit berücksichtigt, die 
gesellschaftliche Wirksamkeit der Rechtsprechung zu 
erhöhen. Das ist eine sehr komplizierte Aufgabe, für 
deren Lösung es nicht genügt, die eben genannten 
Grundsätze zu beachten. Sie verlangt viel Initiative 
und höchstes Verantwortungsbewußtsein.
Die Einbeziehung der Werktätigen in die Vorbereitung 
und Durchführung der Hauptverhandlung dient der all­
seitigen Aufklärung der Straftat, aber auch der Ver­
mittlung der Kenntnis des Tatgeschehens und seiner 
gesellschaftlichen Zusammenhänge, insbesondere auch 
der Zusammenhänge mit dem Betriebsgeschehen und 
seinen durch das Verfahren aufgedeckten Mängeln. Sie 
dient also der Beseitigung von Mißständen und damit 
von straftatbegünstigenden Umständen. Darüber hinaus 
muß aber die erzieherische Kraft der Werktätigen für 
die Einflußnahme auf den Angeklagten und auf solche 
Bürger, die ähnliche labile und mit den Moralauffas­
sungen der Werktätigen nicht übereinstimmende Ver­
haltensweisen an den Tag legen, nutzbar gemacht 
werden. Arbeitsbummelei, Roheiten gegenüber Kol-
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